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Beachte 

Anwendbar auf Streitbeilegungsbeschwerden hinsichtlich Streitfragen in einem Zusammenhang mit 
Einkommen oder Vermögen, das in einem Besteuerungszeitraum, der am oder nach dem 1. Jänner 2018 
beginnt, erwirtschaftet wird. 

Text 

Frist für die Einigung 

§ 24. (1) Eine Einigung im Verständigungsverfahren ist innerhalb von zwei Jahren ab dem Tag der 
letzten Mitteilung über die Zulassung der Streitbeilegungsbeschwerde (§ 22) anzustreben. 

(2) Wurde das Verständigungsverfahren eingeleitet, nachdem der Beratende Ausschuss die 
Streitbeilegungsbeschwerde zugelassen hat und eine zuständige Behörde eines betroffenen 
Mitgliedstaates die Erklärung abgegeben hat, dass sie ein Verständigungsverfahren führen möchte, ist für 
die Frist zur Einigung – abweichend von Abs. 1 – der Tag der Mitteilung über die Zulassung der 
Streitbeilegungsbeschwerde durch den Beratenden Ausschuss maßgeblich. 

(3) Die österreichische zuständige Behörde kann die zuständigen Behörden der anderen betroffenen 
Mitgliedstaaten schriftlich und begründet ersuchen, die Frist von zwei Jahren längstens um ein Jahr zu 
verlängern. Sie hat dies der betroffenen Person unverzüglich mitzuteilen. 

(4) Hat die betroffene Person ein Rechtsmittel nach österreichischem Recht oder nach dem Recht 
eines anderen betroffenen Mitgliedstaates gegen eine Maßnahme im Sinne des § 10 Abs. 2 eingelegt, 
beginnt die Frist für die Einigung in einem Verständigungsverfahren, das dieselbe Streitfrage betrifft – 
abweichend von Abs. 1 und 2 – mit dem Tag, an dem 

 1. ein in diesem Verfahren ergangenes Urteil rechtskräftig geworden ist, 

 2. dieses Verfahren anders endgültig abgeschlossen worden ist oder 
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 3. dieses Verfahren ausgesetzt worden ist. 

Die österreichische zuständige Behörde hat den zuständigen Behörden der anderen betroffenen 
Mitgliedstaaten sowohl mitzuteilen, dass die Frist aufgrund eines nach österreichischem Recht 
eingelegten Rechtsmittels noch nicht zu laufen begonnen hat, als auch den späteren Beginn des 
Fristenlaufs. 
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